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Nach dem Bildungsstreik soll der Bachelor 
umgestaltet werden. 

Was von der Reform zu erwarten ist und wie 
der Bildungsstreik weitergeht:  S. 2-5 
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Bachelor-Reform: 
Ein Grund zum Feiern? 

Feindbild Islam: Wieso der neue Rassismus dem Antisemitismus ähnelt S. 8-9

WG-Suche ohne Ende: Weshalb die Wohnungsnot immer größer wird S. 6-7
Klimawandel: Warum auch die nächsten UN-Klimagipfel scheitern werden S.12-13



Liebe Leserin, lieber Leser,

der Bildungsstreik hat 
Wirkung gezeigt: nicht einmal 
mehr die schwarz-gelbe Bun-
desregierung hält noch an 
dem ursprünglichen Bachelor 
fest. Im März werden sie 
daher den „Bologna-Gipfel“ 
organisieren, um über eine 
Reform des Studiengangs zu 
diskutieren.
Die schlechte Nachricht 
ist, dass davon wenig zu 
erwarten ist. Die Bundesre-
gierung wird angesichts der 
Krisenpakete und der Re-
kordhaushaltsverschuldung 
das Bildungssystem nicht 
substanziell verbessern (Seite 
3). Für die Wirtschaft ist die 
Umsetzung des Studiengangs 
ohnehin erfolgreich (Seite 5).
Der Bildungsstreik wird da-
her weiter gehen. Anlässlich 
der NRW-Landtagswahlen 
beginnen die Proteste dieses 
Sommersemester schon am 
5. Mai. Aus ganz Deutschland 
werden Busse organisiert, um 
in Düsseldorf für die Abschaf-
fung der Studiengebühren 
demonstrieren. 
Werden die Studiengebühren 
nach der Wahl auch in dem 
Bundesland mit den meisten 
Studierenden gekippt, wäre 
das ein wichtiger Erfolg für 
den Bildungsstreik – und der 
beste Start ins neue Semester.

Eure critica-Redaktion
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Im letzten Semester wurden in vielen Unistädten Hörsäle besetzt. Der Protest zeigt 
erste Wirkung — doch grundlegende Verbesserungen bleiben aus  
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Bildungsstreik-Demonstration in Wien:Von dort schwappte 
letztes Semester die Protestwelle nach Deutschland 
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Was der Bildungsstreik bewirkt hat

Die wichtigsten Bildungsstreik-Erfolge   

 Der Bachelor soll 
reformiert werden: An 
mehreren Universitäten 
wurden sogenannte Runde 
Tische eingeführt, bei denen 
Professoren und Studierende 
zusammen kommen, um 
an ihrer Uni Vorschläge 
für Verbesserungen der 
Studienbedingungen 

auszuarbeiten. In Berlin wird 
am 17. Mai ein  bundesweiter 
Bologna-Gipfel stattfinden. 
Das Ziel ist es, alle Akteure 
an einen Tisch zu bringen, 
um gemeinsam die Probleme 
des Bachelor-Master-Studiums  
zu diskutieren. Dabei wird 
nicht viel herauskommen: 
Doch wenn der Gipfel wie 

Skurrilster Erfolg 

In Berlin wurden an der 
Humboldt-Universität die 
„Funktionsstörungsatteste“ 
abgeschafft. Zuvor mussten 
Studierende sich bei nicht 
angetretenen Prüfungen  beim 
Prüfungsamt mit genauen 
Symptomen rechtfertigen.  
Zugleich hatte dies zur 
Folge, dass Ärzte von ihrer 

Schweigepflicht entbunden 
wurden, damit das Prü-
fungsamt beim Arzt genaue 
Informationen einholen 
konnte. 
Ab sofort reichen für die 
Studierenden der Humboldt-
Universität wieder „normale“ 
Atteste aus, um ihre Krankheit 
zu beweisen.

Die Sympathien sind auf Seite der 
Protestierenden, solange sie vernünftige 
Formen des Protests wählen und sachlich 
argumentieren. Ideologisch gefärbte 
Thesen wie der Vorwurf der Ökonomisie-
rung der Hochschulen dagegen machen 
unglaubwürdig.“
Margret Wintermantel, Präsidentin der 
Hochschulrektorenkonferenz

„Top-Tipp für den Bildungsstreik 

Studenten haben in jedem Jahrzehnt 
einmal gestreikt.“
Bildungsministerin Annete Schavan (CDU) 
in der ARD-Talkshow Anne Will

„Top-Erklärungsversuch der Proteste 

geplant live auf Phoenix 
übertragen wird, können die 
Bildungsstreikenden in den 
Hörsälen eine breite Debatte 
anstoßen und den Gipfel als 
Plattform für eine größere 
Öffentlichkeit nutzen. 
 Das BAföG soll um 2 
Prozent erhöht werden – also 
maximal 13 Euro pro Monat 

 An vielen einzelnen Hoch-
schulen konnten Studierende 
wichtige Forderungen durchset-
zen. Zum Beispiel wurde an der 
Uni Potsdam erreicht, dass es 
keine Zugangsbeschränkun-
gen mehr für den Master 
gibt. In Bamberg wurden die 
Studiengebühren um 100 
Euro gesenkt.

Im Papier „Bildungsstreik
agenda 2010“ setzten sich 
Bildungsstreik-Aktivisten 
von Die Linke.SDS mit 
Fragen der Organisation und 
Vernetzung genauso wie mit 
dem Spannungsverhältnis 
von außerparlamentarischem 
Protest und Gremienarbeit aus-

einander. Für die Zukunft wird 
anknüpfend an die Hörsaal-
besetzungen die Perspektive 
eines „Besetzungsstreiks“ 
formuliert. Seitdem hat sich 
eine rege Debatte über das 
Papier entfacht – auch du 
kannst mitdiskutieren. Mehr 
unter:  www.linke-sds.org

Die Debatte danach 
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I m Sommersemester 2010 geht der 
Bildungsstreik in die vierte Runde. 
Aufgrund der bisherigen Proteste 

wird nun am 17. Mai von der Bundesregie-
rung und der Hochschulrektorenkonferenz 
der „Bologna-Gipfel“ organisiert. Doch dort 
werden keine substanziellen Verbesserun-
gen für die Studierenden herausspringen: 
das Gros der Bildungsstreikforderungen 
wird nicht erfüllt werden.
Fast alle Forderungen der Studierenden, 
wie zum Beispiel nach einem besseren 
Betreuungsschlüssel oder mehr Wahlmög-
lichkeiten bei den Lehrinhalten, haben eine 
finanzielle Basis: Eine wirkliche Besserung 
der Situation geht nur durch eine Erhöhung 
der Ausgaben für das Bildungssystem. 
Angesichts der Milliardenpakete für die 

Banken und der von der Bundesregierung 
beschlossenen „Schuldenbremse“ drohen in 
Krisenzeiten aber weitere Kürzungen in der 
Bildung.
Aus diesem Grund stellt sich die Bundes-
regierung gegen den im Bildungsstreik 
geforderten „Master für alle“. Vielmehr wird 
sie sich an das derzeitige Bachelor-Master-
system klammern, denn das ermöglicht den 
Haushaltspolitikern enorme Einsparungen. 
Im letzten Jahr gaben die staatlichen Univer-

sitäten (ohne Medizin) im Schnitt 6300 Euro 
pro Student aus. Der Staat muss für jeden 
Student und jedes Studienjahr, das dieser 
an der Hochschule verbringt, Steuergelder 
verwenden. Um diese Ausgaben zu senken, 
soll der Master zu einem weiterführenden 

Exklusivstudium umdefiniert werden. Bei 
momentan rund zwei Millionen Studieren-
den könnte der deutsche Staat so jährlich 
bis zu 12 Milliarden Euro einsparen. Wer-
den, wie jetzt an einigen Unis schon gesche-
hen, für die Master-Studiengänge auch noch 
Extra-Studiengebühren eingeführt, eröffnen 
sich sogar neue Einnahmequellen. 
Auch die Studierbarkeit wird durch die  
Reformen der Bundesregierung nicht ver-
bessert werden. Denn die Politik der Bun-
desregierung blendet die soziale Realität der 
Studierenden aus, wenn sie angesichts von 
steigenden Mietpreisen und Lebenskosten 
das BAföG um gerade einmal 2% erhöhen 
will. Die Voraussetzung für ein erfolgreiches 
Studium ist und bleibt die gesicherte mate-
rielle Existenz. Eine Studie der „Hochschul 
Informations System GmbH“ (HIS) zu den 
Gründen von Studienabbrüchen ergab, dass 
ein Fünftel sein BA-Studium aus finanziellen 
Gründen ohne Abschluss aufgibt. 
In sechs Bundesländern verschärfen Stu-

diengebühren die Lebenssituation vieler 
Studierender zusätzlich oder treiben sie 
über Bildungskredite in die Miese. Auch 
Annette Schavan, Bundesministerin für 
Bildung und Forschung, steht hinter den 
Studiengebühren. 
Rund zwei Drittel müssen neben ihrem 
Studium arbeiten. Ihr Alltag wird durch 
Bachelor-Master umso anstrengender, denn 
die Bundesregierung möchte das neoliberale 
Leistungsprinzip auch im Bildungssystem 
verankern, sodass stetig unter Konkurrenz 
und Selektionsdruck zu studieren ist. Schon 
jetzt geben 31% der Befragten der HIS-Studie 
Überforderung als Ursache für den Abbruch 
des Bachelor-Studiums an. 
Zum Bolognagipfel werden auch Studieren-
de eingeladen, um der Veranstaltung den 

Anschein eines ernsthaften Diskurses zu 
verleihen. Der Gipfel wird so demokratisch 
wie eine Schülervertretung sein: Interessen 
können vorgetragen werden, um dann 
getrost ignoriert zu werden. Eine Mehrheit 
aus Politikern und aus Vorstandsmitglie-
dern von Audi, der HypoVereinsbank und 
Siemens wird wenigen Studierenden aus 
dem Bildungsstreik und den kirchlichen 
und parteinahen Studierendenverbänden 
gegenüberstehen.  
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Im Mai will die Bundesregierung beim Bologna-Gipfel eine Bachelor-Reform diskutieren. Oskar Stolz 
und Ole Vincent Guinand meinen, dass sich das Studium dadurch nicht verbessern wird 

Die Bundesregierung hält am 
Bachelor fest, weil er 
Einsparungen ermöglicht

Bildungsstreik-Demonstration in Heidelberg: Die Proteste 
haben eine Bachelor-Reform angestoßen  

Der Bologna-Gipfel der 
Bundesregierng wird eine 
reine Show werden 
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Kein Happy End für den Bachelor 

Wenn am 9. Mai in NRW gewählt wird, 
dann ist dies die erste große Gelegenheit des 
Semesters für bessere Bildung und gegen 
Studiengebühren auf die Straße zu gehen – 
anstatt sich in undemokratischen Debatten 
und Stellvertretertum zu verlieren. In NRW 
studieren ein Viertel der Studierenden in 
Deutschland. Wenn es bei der Wahl nicht 
für eine schwarz-gelbe Koalition reichen 
sollte, könnten die Studiengebühren dort 
wieder abgeschafft werden. Erstmals wäre 
die Anti-Studiengebührenbewegung in 
Deutschland wieder in der Offensive, da 
nur noch die Minderheit der Studierenden 
Gebühren zu bezahlen hätten. 
Eine bedeutsame Rolle für die künftigen 
Bildungsstreiks werden auch die Doppel-
jahrgänge spielen, die in den kommenden 
Jahren durch das Turbo-Abi an die Hoch-
schulen kommen sollen. Wie schon im 
letzten Wintersemester werden die Erstse-
mester eine tragende Rolle spielen, wenn 
sie merken, dass sich ihr Bachelor-Studium 
von der Schulzeit kaum noch unterscheidet. 
2012 werden in Deutschland die meisten 
Erstsemester an die Hochschulen kommen, 
2013  wird es mehr Studierende als je zuvor 
geben. 
Die Reform der Reform, der kommende 
Bologna-Gipfel, ist also kein Grund zum 
Feiern, sondern ein weiterer zum streiken. 
 
Ole Vincent Guinand und Oskar Stolz 
studieren in Berlin und sind aktiv in Die 
Linke.SDS 

Die BAföG-Erhöhung um 2% 
blendet die Lebensrealität der 
Studierenden aus
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Kritik an die Uni
Kritische Wissenschaft ist von der Hochschule weitgehend verbannt worden. Doch es gibt sie, 
die kritische Auseinandersetzung mit der Mainstream-Wissenschaft  

Beim Bildungsstreik ging es 
bisher primär um wichtige 
finanzielle und strukturelle 
Forderungen, wie zum 
Beispiel die Abschaffung der 
Studiengebühren. Dabei wurde 
die Auseinandersetzung mit 
den Inhalten der Studiengänge 
selbst kaum geführt. Die 
neu gegründete bundesweite 
„AG Kritische Wissenschaft“ 
hinterfragt etwa die Funktion 
von VWL- Vorlesungen, die 
Lohnkürzungen predigen 
oder Physik- Seminaren, die 
die Weiterverwendung ihrer 
Untersuchungsergebnisse 
ignorieren.  
Es bestehen bereits bundeswei-
te Arbeitsgruppen zu kritischer 
Rechtswissenschaft, krtitscher 
Biologie und anderen Studienfä-
chern.  Mehr Infos gibt es unter:  
www.kritik-an-die-uni.de  
 
 Vom 21. bis 23. Mai findet 
in Darmstadt ein Seminar 
zum Thema „Hochschule im 
Kapitalismus“ statt. Mehr Infos 
im Internet unter
www.foerdererkreis.de 

Kritische Wissenschaft 

Islamophobie  

Kein Platz für Kritik: Der kritische Ökonom Thomas Sablowski 
referiert im besetzen Hörsaal in Frankfurt, bevor er geräumt wird 

Was ist Islamophobie? 
Seit wann existiert ein 
Rassismus gegen Muslime in 
Deutschland? Und wem nutzt 
eigentlich der antimuslimi-
sche Rassismus? Debatten 
über die Stellung der Frau in 
der islamischen Welt dienen 
der Legitimation von Kriegen 
wie in Afghanistan und die 

ständige Konstruktion von 
Terror-Gefahr legitimiert den 
Ausbau des Überwachungs-
staates. In Leipzig wird vom 
28. bis zum 30. Mai genau 
dieses Thema beleuchtet. 
Jeder ist eingeladen, mitzu-
machen.
 
 Weitere Infos und Anmel-
dung unter
www.foerdererkreis.de

Anti-Militarismus  

An über 40 Hochschulen in 
Deutschland laufen derzeit 
Forschungsaufträge finanziert 
durch die Bundeswehr. Jährlich 
1,1 Milliarden Euro gibt das 
Bundesverteidigungsministe-
rium für die Entwicklung zu-
künftiger Rüstungstechnologien 
aus. Um Kriegspropaganda an 
Unis und der Verwendung von 

Wissenschaft für militärische 
Zwecke entgegenzutreten, hat 
sich im März die deutschland-
weite  „AG Antimilitarismus“ 
gegründet. Die Themen: Von 
der deutschen Aufrüstung über 
den Zusammenhang zwischen 
Krieg und Kapitalismus, bis hin 
zu internationalen Rechtsver-
letzungen. 
 
Kontakt: julia.hilf@gmail.com
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M it den Studentenprotesten 
im Winter musste selbst 
Bundesbi ldungsminister in 

Anette Schavan (CDU) eingestehen, dass 
es Reformbedarf beim Bachelor gibt. Wo 
europaweite Mobilität versprochen wurde, 
klappt nicht einmal ein Wechsel innerhalb 
Deutschlands. Anstelle von mehr Qualität 
im Studium sind viele der neuen Studi-
engänge überfrachtet und schlicht unstu-
dierbar. Angesichts dieses offensichtlichen 
Scheiterns der verkündeten Vorhaben darf 
jedoch nicht geschlussfolgert werden, dass 
der Bologna-Prozess insgesamt misslungen 
ist. Denn die eigentlichen Ziele im Prozess, 
diejenigen der Wirtschaft, sind in der Um-
setzung keineswegs gescheitert, sondern 
weitgehend umgesetzt worden.

Der Bologna-Prozess wurde zu einem Teil 
der Lissabon-Strategie der EU, die auch 
Grundlage für die deutsche Agenda 2010 
war. Sie formuliert das Ziel, „die Union zum 
wettbewerbsfähigsten und dynamischsten 
wissensbasierten Wirtschaftsraum in der 

Welt zu machen“. In der Bologna-Erklärung 
heißt es: „Insbesondere müssen wir uns mit 
dem Ziel der Verbesserung der internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit des europäischen 
Hochschulsystems befassen.“ 

Mit der Einführung des Bachelor wurde 
zum einen dafür gesorgt, dass Unternehmen 
bislang nicht gekannten Zugriff auf die Ge-
staltung der Studieninhalte bekamen. Dazu 
wurde ein neues System der Akkreditierung 
von Studiengängen eingeführt. Hierbei 
werden Studiengänge im Rahmen eines 
Akkreditierungsverfahrens von Agenturen 
begutachtet und zugelassen, mit bestimm-
ten zu erfüllenden Auflagen belegt oder 
auch abgewiesen. 
Der Clou daran aus Sicht der Unternehmen 
ist, dass in den Akkreditierungsagenturen 
Beratung aus der „Praxis“ mit aufgenommen 
werden soll — und damit sind in der Regel 
nicht Gewerkschafter, sondern Vertreter 
der Arbeitgeberorganisationen gemeint. 
So bekommt die Industrie erstmals einen 
direkten Einfluss auf die akademische 

Ausbildung ihrer zukünftigen Arbeiter und 
Angestellten. 
Die bisherigen Akkreditierungsverfahren 
haben gezeigt, wie die Wirtschaft diesen 
Einfluss nutzt: Kritische Wissenschaft 
wird reihenweise weg akkreditiert und 
als Studienziel wird die „employability“ 
verankert: nicht das selbstständige Denken 
und Hinterfragen soll an den Hochschulen 
gelehrt werden, sondern das stromlini-
enförmige Anpassen an die bestehenden 
Verhältnisse. 
Fast noch wichtiger als die Akkreditierung 
ist für die Wirtschaft die durchgesetzte 
Zweistufigkeit der Studiengänge mit dem 
Bachelor für die Masse und dem Master 
für eine Minderheit. Der Nutzen für die 
Wirtschaft: Die Nachfrage nach Fachper-

sonal steigt, wissenschaftliche Fachkräfte 
sind jedoch sehr teuer. Mit den Bachelor-
Absolventen bekommen die Unternehmen 
in dieser Situation genau was sie suchen: 
Im Vergleich zu Diplom- und Magisterab-
solventen billige und einseitig qualifizierte 

Fachkräfte. Auf diese Weise lässt sich 
einiges an Personalkosten einsparen. 
Wenn Bildungsministerin Annette Scha-
van behauptet, es sei ein Märchen, dass 
Bachelor-Absolventen schlechter bezahlt 
würden als Master- und Diplomabsolven-
ten ist das glatt gelogen. Denn selbst der 
Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes sieht 
die Eingruppierung von Bachelor- und Fach-
hochschulabsolventen in deutlich niedrige-
ren Entgeltgruppen als beim Diplom- oder 
Masterabschluss vor. 
Wenn nun beim Bologna-Gipfel im Mai auf 
Einladung von Schavan über Reformen 
beim Bachelor diskutiert werden soll, 
lohnt ein Blick auf die Einladungsliste, um 
zu sehen, was die Studierenden erwartet. 
Denn die eingeladenen „Experten“ aus 
der Wirtschaft sind nahezu identisch mit 
denen, die unlängst die Image-Kampagne 
„Bachelor Welcome“ gestartet haben. Eine 
grundlegende Reform des Bachelor, wie sie 
im Bildungsstreik gefordert wird, ist daher 
nicht zu erwarten. Die schlechte Nachricht 
für Schavan: Die Studierenden werden 
sich kaum mit kosmetischen Korrekturen 
zufrieden geben. Das haben die Studieren-
denproteste in den letzten Jahren gezeigt.
Nicole Gohlke ist hochschulpolitische Spre-
cherin der Linksfraktion im Bundestag

Die Bachelor-Reform ist gescheitert – aber nicht aus Sicht der Wirtschaft. Nicole Gohlke meint, 
dass die Unternehmen vom Bachelor-Studium profitieren 

Studierende diskutieren über Hochschulpolitik. Die Umsetzung des Bachelor 
wird kaum noch verteidigt – doch für die Wirtschaft war sie erfolgreich 

Bachelor für die Wirtschaft 

Wie der Bildungsstreik weitergeht 

 Zu den NRW- Landtags-
wahlen mit Bildung als 
zentralem Thema gibt es 
am 5. Mai in Düsseldorf 
eine Großdemonstration 
gegen Studiengebühren. 
Aus dem gesamten 
Bundesgebiet werden Busse 
organisiert.  
 Am 17. Mai findet in 

Berlin der Bologna-Gipfel 
statt. Die Kultusminister und 
Bildungsministerin Schavan 
werden hier mit Vertretern 
der Hochschulverbände und 
Aktivisten über das Bachelor- 
Mastersystem diskutieren. 
Bildungsstreik-Aktivisten 
planen live-Übertragungen 
vom Gipfel direkt in die 

Hörsäle. 
 Am 9. Juni folgen dezen-
trale Demonstrationen im 
Rahmen des Bildungsstreiks 
in den meisten Universitäts-
städten für ein gerechteres 
Bildungssystem. Studierende, 
Schüler, Auszubildende und 
Lehrer gehen dann bundesweit 
auf die Straße. 
. 

Alles zur Demonstration in 
NRW am 5. Mai unter www.
bildungsstreik—fruehling.
de  Mehr Informationen 
zur Aktionswoche unter 
www.bildungsstreik.net 
 Aktuelle Informationen, 
Kommentare und Analysen 
zum Bildungsstreik unter 
www.linke-sds.org 

Die eigentlichen Ziele sind
mit der Umsetzung des 
Bachelor erreicht worden

Die Bachelor-Reform hat dafür 
gesorgt, dass Personalkosten 
eingespart werden können 

Die Unternehmen haben mit 
dem Bachelor ungekannten 
Einfluss auf die Uni erhalten
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W ohngemeinschaften sind die 
beliebteste Wohnform von 
Studierenden — allerdings für 

die meisten auch die einzig bezahlbare. Dies 
zeigt die aktuelle Sozialerhebung des Deut-
schen Studentenwerks. Alleine wohnen ist 
in vielen Uni-Städten oft nicht mehr finan-
zierbar. Das führt dazu, dass bereits heute 
bei WG-Castings über 20 Bewerber keine 
Seltenheit sind. Doch das Problem wird sich 
in Zukunft noch verschärfen. Wenn die dop-
pelten Abi-Jahrgänge an die Unis strömen, 
steigt auch die Konkurrenz um Wohnraum. 
Die meisten Uni-Städte sind jedoch nicht auf 
diesen größeren Andrang vorbereitet. 
Schon heute ist die Wohnungssuche oft-
mals weitaus schwieriger als einen Platz 
im Hörsaal zu finden. Traditionell bieten 

die Studentenwerke mit ihren Wohnhei-
men günstige Zimmer. Doch auch hier 
sind fast überall die Buden voll. Selbst in 
München, wo es mit 10.000 Wohnheim-
plätzen verhältnismäßig viele Zimmer 
gibt, liegen die Wartezeiten bei bis zu vier 

Mit den Doppel-Jahrgängen
des Turbo-Abiturs wird sich 
die Lage verschärfen

Die Wohnungsnot in Universitätsstädten ist das Ergebnis marktorientierter Politik. In den nächsten 
Monaten droht die Situation zu eskalieren. Von Constantin Braun

Semestern. Und dann werden die Zimmer 
teilweise noch unter den Anwärtern ver-
lost. Der Andrang ist nicht verwunderlich. 
Mit einem durchschnittlichen Mietpreis 
von 9,90€/m² ist die Stadt an der Isar die 
teuerste in Deutschland, das Studenten-
wohnheim oft die einzige finanzierbare 
Wohn-Alternative.
Steigende Mieten sind allerdings auch 
in kleineren Unistädten zu beobachten. 
Dort bleiben Studis nach ihrem Abschluss 
meist nicht lange wohnen. Die kürzere 
Verweildauer der Studierenden sorgt 
wiederum dafür, dass Neuvermietungen 
in kürzeren Abständen anstehen. Eine 
Mieterhöhung ist für Eigentümer dann 
zügiger möglich - bei jedem neuen Mieter 
wird die Summe ein Stückchen erhöht. In 
Jena etwa scheint dies ein Grund dafür zu 
sein, dass die Mieten hier durchschnittlich 
auf 7,70€/m² gestiegen sind - so hoch wie 
fast nirgendwo sonst in Ostdeutschland.
Der Hauptgrund für die immer teurer wer-
denden Städte ist jedoch der Rückzug des 
Staates aus einer Stadtentwicklungspoli-
tik, die allen Menschen zu Gute kommt.
Der soziale Wohnungsbau wurde weitge-
hend eingestellt. Immer mehr Mietwoh-
nungen werden in Eigentumswohnungen 
umgewandelt, öffentliche Wohnungsbau-

gesellschaften privatisiert. Während so das 
Angebot im unteren Segment verknappt 
wird, steigen gerade dort die Nachfrage und 
damit die Mieten. Die ständig wachsende 
Zahl an Arbeitslosen, prekär Beschäftigten 
und Niedriglöhnern wird gezwungen, un-
tereinander und mit den Studierenden um 
einen schrumpfenden Markt zu konkurrie-

ren. Über Hartz IV werden zusätzlich immer 
mehr Menschen, die sich bisher noch eine 
bessere Wohnung leisten konnten, in dieses 
Segment gepresst. 
Durch die neoliberal geprägten Steuer-
senkungen für Unternehmen oder hohe 
Einkommen der letzten Jahre ist immer 
weniger Geld in den Kassen der Städte. Die 
wiederum setzen deshalb die öffentlichen 
Unternehmen unter Gewinndruck oder 
privatisieren sie vollständig. So werden 
kurzfristig Haushaltslöcher gestopft – zum 
Nachteil der Bevölkerung. Denn bei den 
privatisierten Immobiliengesellschaften 
zählt nur noch der Gewinn – vor allem, 

wenn sie in Hand von Finanzinvestoren 
sind.
Ein Beispiel dafür ist die Gagfah-Gruppe, 
die bundesweit etwa 170.000 Wohnungen 
besitzt. Nahezu alle davon waren zuvor 
in öffentlicher Hand. Die Financial Times 
Deutschland beschreibt die Geschäfts-
praktiken der Gagfah als „System der Ren-
dite und der Gier“. Der Immobilienkonzern 
spart bei Instandhaltungen und fordert 
von den Mieter dubiose Extra-Kosten ein. 
Alles, damit der Gagfah-Eigentümer, das 
Investmentunternehmen Fortress, eine 
hohe Rendite ausschütten kann.
Die Frage ist, ob auch die Einführung 
des Bachelors zu Mietsteigerungen füh-
ren wird. Die Durchschnittsdauer von 
Mietverträgen könnte dadurch sinken, 
dass das Studium für viele Studierende 
verkürzt wird und sie öfter oder früher 
den Wohnort wechseln. Neuvermietungen 
zu erhöhten Preisen sind dann auch hier 
schneller möglich. Ob sich die bundeswei-
ten Mietspiegel weiter nach oben bewegen 
werden, ist somit nicht in erster Linie eine 
Frage von Marktentwicklungen, sondern 
von politischen Prioritätensetzungen. 

Constantin Braun ist aktiv in Die Linke.SDS 
in Hamburg

Durch das kürzere 
Bachelor-Studium könnten 
die Mieten steigen

WG verzweifelt gesucht

Schlechte Nachricht für alle, die schon jetzt bei der 
WG-Suche verzweifeln: Bald wird es noch schlimmer
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Studium      7

Wer die Wohnungssuche nicht packt, braucht 
Alternativen. Vier critica-Überlebensstrategien 

[1] Die Mietnomadin  

Zieht einfach in eine Wohnung ein, 
die sie sich selbst bei Vollzeitbeschäf-
tigung nicht leisten könnte. Versäumt 
strategisch alle Mietzahlungen, 
jedoch nie einen freundlichen 
Plausch mit Nachbarn und Vermieter. 
Verlässt von einem Tag auf den 
anderen die Wohnung und verscher-
belt Silberbesteck, Einbauküche und 
hinterlässt einen frischen Strauß 
Tulpen. "Corinna? Die war sooo eine 
nette Nachbarin, schade, dass sie 
weggezogen ist. Und so plötzlich!" 
Rechnung nicht zustellbar. Empfän-
ger verzogen. 

[2] Die Naturfreunde 

Treten meist in Gruppen auf und 
scharen sich ums nächtliche 
Lagerfeuer. Haben irgendwann 
mal einen Bauwagen für 15 Mark 
gekauft und wohnen da jetzt drin. 
Machen Massagekreise und duschen 
gemeinschaftlich im Regen. Sind 
eigentlich zu beschäftigt damit, 
den Wagen in Stand zu halten und 
(halluzinogenes) Gemüse anzubauen, 
um überhaupt zum studieren zu 
kommen. Größter natürlicher 
Feind ist der Städteplaner, der 
ständig versucht die Naturfreunde 
zu gentrifizieren. Suchen daher noch 
nach einer passenden ökologischen 
Nische. 

  
[3] Die Couchsurferin 

Zahnbürste, Wendeunterwäsche und 
Rei aus der Tube- die Couchsurferin 
hat ihren Hausstand im Baggepäck 
und schwirrt kolibrigleich von 
Wohnung zu Wohnung. Den 
Hausbesitzern zeigt sie die kalte 
Schulter. Stetigkeit völlig überbewer-
tet, die Freiheit, das Insiderwissen 
der Couchsurfing-Hosts ihr Nirvana. 
Rezensionsgeil feilt sie an ihrem 
Internetprofil um besser anzukom-
men. Überall kennt sie irgendwen, 
ist nirgendwo zuhause. Studiert 
wird im Grunde das Leben und nicht 
Germanistik . 

[4] Der Burschenschaftler 

Auf seiner ermüdenden Wohnungssu-
che stößt der Burschenschaftler-to-be 
auf den Goldgewinn. Ein Zimmer, un-
fassbar günstig, mit Mitbewohnern, 
die ALLES teilen. Auf exzessiven 
Sauftourneen und Ruderausflügen 
wird die Zusammengehörigkeit 
ausgiebig zelebriert. Diese Verbun-
denheit, unglaublich! Das hat doch 
einen Haken? Ständig reden die über 
einen Papst, sind das etwa Christen? 
Nein, seine Mitbewohner haben 
einen Namen für ihr Kotzbecken. 
Dann die Ernüchterung: Auch nach 
der WM bleibt die Deutschlandflagge 
im Gemeinschaftsraum hängen. 

May Naomi Blank ist Redakteurin 
der critica

Kommentar  

Sleep-Ins gegen Wohnnot
Florian Wilde meint, kollektive Aktionen sind 
die beste Strategie gegen unbezahlbare Mieten

Z u Beginn des 21. Jahrhunderts 
droht in Deutschland eine 
Wohnungsnot. Offensichtlich ist 

unsere Marktwirtschaft nicht in der Lage, 
das Grundbedürfnis nach angemessenem 
und bezahlbarem Wohnraum zu befriedi-
gen. Am dramatischsten ist die Situation 
in den unteren Marktsegmenten, also 

dort, wo sich die allermeisten Studieren-
den bewegen. 
Die heutige Situation ist Ergebnis 
einer seit vielen Jahren systematisch 
betriebenen Politik, die sich in erster 
Linie an den Interessen der Hausbesitzer 
und vor allem der Großinvestoren auf 
dem Wohnungsmarkt ausrichtet. 
Die Auswirkungen dürfen immer mehr 
Studierende am eigenen Leib erfahren: 
Ewiges Suchen nach einem WG-Zimmer 
und kaum noch bezahlbarer Wohnraum 
in vielen Städten. An vielen Orten ist 
die Situation heute schon unerträglich, 
und sie wird sich in den nächsten Jahren 
weiter verschlimmern, solange kein 
radikaler Politikwechsel stattfindet. 
Die dafür notwendigen Maßnahmen 
wären so einfach wie offensichtlich: Ein 
Mietenstopp, ein Verbot der Umwand-
lung von Miet- in Eigentumswohnungen, 
ein massiver Ausbau des sozialen 
Wohnungsbaus und der Studenten-
wohnheime, Ende aller Privatisierungen 
und eine Rekommunalisierung von 
Wohnungsbaugesellschaften. 
Eine solche Wende in der Wohnungspo-
litik würde ein Brechen des Diktats der 
Märkte in einem wesentlichen Bereich 

menschlichen Lebens bedeuten. Denn 
es ist die Logik des Marktes, die die 
Befriedigung des menschlichen Grund-
bedürfnisses, angemessen zu wohnen, in 
unserer Gesellschaft verhindert. 
Dass Erfolge in diesem Bereich möglich 
sind, zeigen erste Erfahrungen von 
Kämpfen um das Recht auf Wohnen 
und das Recht auf Stadt in Hamburg, 
Freiburg und Berlin. Um Erfolge 
durchzusetzen, ist ein Zusammengehen 
von Studierenden, Mietervereinen, 
Gewerkschaften, Arbeitsloseninitiativen, 
Linkspartei und radikalen Linken nötig. 
Gerade wenn in den nächsten Jahren die 
Doppeljahrgänge an die Unis strömen, wird 
die Wohnungsnot bei Studierenden vielerorts 
katastrophale Ausmaße annehmen. Wir sind 
gefordert, einen Rahmen zu organisieren, in 
dem die bisher individuelle Verzweiflung tau-
sender in kollektive Aktion und politischen 

Druck umschlagen kann. 
Anzustreben wäre, für das kommende 
Semester an den Orten, in denen 
Wohnungsfragen zu  Existenzfragen 
vieler Studierender geworden sind, 
Veranstaltungen, Demonstrationen und 
direkte Aktionen zivilen Ungehorsams 
wie öffentlichkeitswirksame Sleep-Ins 
in Wohnungsbaugesellschaften oder 
Hausbesetzungen zu organisieren. Das 
Recht auf Wohnen gegenüber dem 
Primat des Profites durchzusetzen ist 
bitter nötig – aber auch möglich, wenn 
es uns gelingt, eine breite politische 
und soziale Bewegung zu initiieren.  
Florian Wilde

Individuelle Verzweiflung 
Tausender kann in politischen 
Druck umschlagen

Ohne radikalen Politikwechsel 
wird sich die Situation
weiter verschlimmern

Ratgeber 

Finde deinen Wohntyp 

Florian Wilde ist Geschätsführer von 
Die Linke.SDS. Er wohnt im Büro

Weiterlesen  

Mehr zum Thema im 
Internet unter www.
linke-sds.org. Dort gibt 
es auch ein Interview 
mit  Christoph Twi-
ckel, der in Hamburg 
gegen Wohnungsnot 
kämpft. 

O
sk

ar
 S

to
lz

  /
 c

ri
tic

a

O
sk

ar
 S

to
lz

  /
 c

ri
tic

a



8     Anti-Rassismus

Feindbild Islam 
Im NRW-Wahlkampf gehen Nazis mit Islamfeindfeindlichkeit auf Stimmenfang, Feministinnen hetzen 
gegen Kopftuchträgerinnen. Sabine Schiffer meint, der neue Rassismus ähnelt dem Antisemitismus 

D ie Nazi-Partei NPD wirbt in Nordr-
hein-Westfalen mit Wahlslogans 
wie „Bildung statt Moscheen“ um 

Stimmen. In der Schweiz waren Rechtspo-
pulisten mit ihrem Bürgerentscheid zum 
Verbot von Minaretten erfolgreich. Wieso 
zielen Nazis neuerdings auf den Islam ab?
Antiislamische Einstellungen sind weit 
verbreitet, wie sowohl deutsche als auch 
europäische Untersuchungen belegen. 
Hieran anzuknüpfen ist natürlich eine cle-
vere Wahltaktik. Der Hintergrund ist, dass 
ein antiislamisches Ressentiment subtil bis 
offen über Jahrzehnte in Medien verschie-
denster Couleur gepflegt wurde – oft unter 
dem Duktus der Aufklärung.
Ist es nicht legitim auf Menschenrechts-

verletzungen oder auch die Rückstän-
digkeit des Islam infolge der fehlenden 
Aufklärung hinzuweisen?

Was soll das sein – eine „Rückständigkeit 
des Islam“? In der Formulierung steckt 
schon eine Pauschalierung. Es gibt in den 
sogenannten „islamischen Ländern“ moder-
ne und antimoderne Entwicklungen, letztere 
sind übrigens nicht immer mit dem Islam 
begründbar. In der verallgemeinernden For-
mulierung liegt schon alles vor, was wir hier 
beobachten können: Während wir beispiels-
weise den Missbrauch in kirchlichen Ein-
richtungen nicht dem Christentum anlasten, 
scheint dieser Reflex der Beschuldigung 
des Islams für Missstände unter Muslimen 
gängig zu sein.
Frauenunterdrückung ist in vielen 
„islamischen Ländern“ an der Tagesord-
nung. Wenn Feministin Alice Schwarzer 
darauf hinweist, ist sie wohl kaum eine 
Rassistin, oder?
Es gibt überall – auch hier – Frauenunterdrü-
ckung und antiaufklärerische Tendenzen. 
Das auf die Bedingungen für muslimische 
Frauen zu reduzieren, ist der Sache nicht 
dienlich, sondern zementiert den Status quo. 
Denn mit dem Verweis auf Missstände dort 
kann von anderen Missständen abgelenkt 

werden. Und mit der Behauptung, dass die 
hiesige Geschlechter-Ungleichheit weniger 
schlimm sei, wird jegliches feministische 
Anliegen ausgehebelt. Alice Schwarzer 
spielt hier eine sehr unglückliche Rolle.  Die 
Folgen der anhaltenden Kolonialstrukturen, 
die „aufgeklärten“ Ressourcen-Kriege 
werden so übertüncht – als ginge es in 
Afghanistan etwa um Menschenrechte oder 
gar Frauenrechte. Hier steht eine wichtige 
Aufgabe an: Die Entwertung der Menschen-
rechte durch ihre Instrumentalisierung zu 
stoppen. Und dann könnten wir uns auch 
tatsächlich um die Verbesserung von Frau-

enrechten weltweit bemühen.
Was wird Ihrer Ansicht nach mit der 
antiislamischen Hetze bezweckt?
Der Zweck dieser Zuspitzungen ist viel-
schichtig und vielleicht dem ein oder 
anderen einfach nur in den Schoß gefallen: 
etwa die guten Kriegsbegründungen, die so 
„humanitär“ klingen, wie etwa „die Frauen 
aus der Burka zu bomben“.
Das ist zynisch. Wieso kommt Islamo-
phobie Ihrer Meinung nach ausgerech-
net heute verstärkt auf?
Ja, ich kann bei sowas meinen Zynismus 

kaum verbergen – denn wenn es um die 
Anerkennung von Flüchtlingen geht, gibt es 
keinen Frauenbonus. Von geostrategischen 
und damit grundgesetzwidrigen Gründen 
kann mittels Islamdebatte hervorragend 
abgelenkt werden. Die sogenannte „Sicher-
heitsthematik“ wird ausgenutzt, um das 
Einwanderungs- und Asylrecht weiter auszu-
höhlen. Dazu gehören auch Stimmungen, die 
sich durch mehr oder weniger überzogene 
Maßnahmen in Bezug auf die diskriminierte 
Bevölkerungsgruppe ausbreiten. Im Alltag 
kommt das oft viel banaler daher und macht 
sich zum Beispiel an kopftuchtragenden 

Frauen fest, die sowohl verbal als auch 
tätlich angegangen werden. 
In ihrem Buch „Antisemitismus und 
Islamophobie – Ein Vergleich“ vertreten 
Sie die Ansicht, dass es bei dem „neuen 
Rassismus“ Islamophobie Parallelen 
zum Antisemitismus gibt. Wie ist das zu 
verstehen?
So neu ist der „neue Rassismus“ gar nicht. 
Wenn man den antisemitischen Diskurs 
des 19. Jahrhunderts besser kennen würde, 
hätten schon viel mehr Menschen erkannt, 
wie dreist und perfide hier an einem neuen 

Es entsteht eine lückenlose 
Verschwörungstheorie über 
Muslime

Frauenrechte werden
instrumentalisiert, um Kriege 
zu rechtfertigen

Missbrauch in kirchlichen 
Einrichtungen wird auch nicht 
dem Christentum angelastet

Dr. Sabine Schiffer ist Leiterin 
des Institus für Medien
verantwortung in Erlangen

Interview  
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Kommentar  

Nazis blockieren 
Steffi Graf und Florian Wilde über die Erfolgsstrategie 
hinter der Blockade des Nazi-Aufmarschs in Dresden

Sündenbock gearbeitet wird  - ohne freilich 
auf den alten verzichten zu müssen. 
Wie funktioniert das Ihrer Ansicht nach 
konkret? 
Man meint, anhand islamischer Urtexte das 
Verhalten von Muslimen deuten zu können. 
Dabei entsteht in der Islamhasserszene ein 
kohärentes Behauptungssystem. Da man 
Stellen im Koran ausmacht, die als direkte 
Aufforderung für Handlungen ohne jeden 
Zeitbezug verstanden werden, geht das 
ungefähr so: Der schlechte Muslim ist der 
echte Muslim und ein guter Muslim ist 
eine Ausnahme, wenn er sich nicht nur 
verstellt, um uns besser unterwandern zu 
können. Diese Lügenunterstellung ist in 
etwas anderer Form aus dem Antisemitis-
mus bekannt. So entsteht eine lückenlose 
Verschwörungstheorie, nach der Muslime 
qua koranischem Auftrag nach der Welt-
herrschaft streben. 
Die vorgebrachten Argumentations-
strukturen knüpfen also an bekannte 
rassistische Muster an.
Das stimmt. Vielen Menschen fällt ja 
inzwischen schon auf, dass der Ausländer 
von früher, der immerhin noch „Itaker“ 
oder Jugoslawe sein konnte, zunächst zum 
Türken und dann zum Muslim mutiert zu 
sein scheint – im Westen also gar nichts 
Neues.    
  
Interview: Jana Werner

Musliminnen mit Kopftuch auf Anti-Kriegs-
Demonstration. Für Alice Schwarzer ein Feindbild  

F ür den 13. Februar hatten die 
Nazis in Dresden ihren größten 
Aufmarsch in der Geschichte der 

Bundesrepublik angekündigt. Tausende 
Antifaschisten machten dieses Vorhaben 
zum Desaster: Während sich die Nazis 
auf dem Vorplatz des Bahnhofs Dresden-
Neustadt die Beine in den Bauch standen, 
wurden sämtliche Straßen um den Bahnhof 
stundenlang von tausenden Menschen 
erfolgreich blockiert.
Bereits am frühen Morgen hatten sich die 
Blockierer versammelt und hielten die 
Blockadepunkte trotz eisiger Kälte den 
ganzen Tag besetzt. DIE LINKE veran-
staltete sogar eine öffentliche Fraktions-
sitzung bei einer der nicht genehmigten 

Blockaden. Schließlich konnten die 
Nazis an diesem Tag keinen Meter weit 
marschieren. Völlig frustriert verließen 
sie die Stadt. In den vergangenen Jahren 
hatte wenig danach ausgesehen, dass der 
antifaschistischen Bewegung in Dresden 
ein derartiger Erfolg gelingen könnte. Ihr  
„Trauermarsch“ anlässlich der alliierten 
Bombardierung der Elbmetropole hatte 
sich zu einem der größten Aufmärsche 
der rechtsextremen Szene in Europa 
entwickelt. Von städtischer Seite wurde 
dies lange ignoriert und die Nazis auf 
keine Weise ernsthaft behelligt. Aber 
auch die antifaschistischen Gegenmobi-
lisierungen blieben lange Zeit klein und 
fanden oft in großem räumlichen Abstand 
zum Aufmarsch statt.
Dass in diesem Jahr in Dresden alles 
anders wurde, lag an dem frühzeitigen 
Aufbau von „Dresden Nazifrei“, einem 
breiten Bündnis von autonomer Antifa 
bis Jusos und Gewerkschaftsjugenden, 
an dem auch Die Linke.SDS aktiv 
mitarbeitete. Für „Dresden Nazifrei“ war 
von Anfang an klar: Es geht nicht nur um 
einen sichtbaren Protest gegen Neonazis, 
sondern darum, den Naziaufmarsch 
effektiv zu verhindern! Darum rief das 
Bündnis von Anfang an öffentlich zu 
entschlossenen Massenblockaden als 
einer Aktion des zivilen Ungehorsams 
auf. Dabei wurde klar gemacht: Wir 

werden die Nazis nicht durchlassen, auch 
wenn die Polizei das verlangen sollte. 
Der Aufruf zu Massenblockaden wurde 
schließlich von 672 Organisationen und 
über 2400 Einzelpersonen unterzeichnet. 
Zusätzlichen Schwung in die Mobilisie-
rung brachte die Dresdener Staatsanwalt-
schaft mit ihrem Versuch, die Plakate 
des Bündnisses als angeblichen Aufruf zu 
Straftaten zu kriminalisieren. Aus Protest 
dagegen wurden von Die Linke.SDS 
und anderen im ganzen Land öffentlich 
angekündigte Plakatierungen organisiert. 
Hunderte von Menschen machten mit 
diesen Aktionen klar: Nazis zu blockieren 
ist nicht kriminell, sondern notwendig 
und legitim! 
An zahlreichen Orten fanden Blockade-
trainings und Infoveranstaltungen statt. 
Schließlich waren es ca. 250 Busse, die 
von überall her nach Dresden fuhren.
 Am 13. Februar ging das Konzept von 
„Dresden Nazifrei“ voll auf. Über 12.000 
Menschen beteiligten sich an den 
Massenblockaden. 
Der Erfolg von Dresden hat Potenzial zu 
einer Strahlkraft weit über die Elbstadt 
hinaus: Was in Anbetracht von tausenden 
Nazis, einem riesigen Polizeiaufgebot 
und einem feindseligen politischem 
Umfeld funktioniert, wird auch an vielen 

anderen Orten funktionieren können. Die 
Voraussetzung dafür ist eine Orientierung 
an dem Erfolgsrezept von Dresden: 
Dem frühzeitigen Aufbau eines breiten, 
spektrenübergreifenden Bündnisses, das 
öffentlich auf entschlossene Massenblo-
ckaden orientiert und dabei durch einen 
transparenten Aktionskonsens ein für 
alle Beteiligten kalkulierbares Szenario 
anbietet.  Mit einem am Dresdener 
Erfolgsmodell orientierten Konzept 
gelangen am 27. und 28. März erfolg-
reiche Blockaden von Nazi-Aufmärschen 
in Duisburg und Lübeck – und werden 
künftig hoffentlich auch an vielen 
anderen Orten gelingen.  

Steffi Graf und Florian Wilde sind die Ge-
schäftsführung von Die Linke.SDS

 

250 Busse fuhren
schließlich von überall her 
nach Dresden

Eine erfolgreiche Blockade
lag in den vergangenen Jahren 
in weiter Ferne

Anti-Islam-Plakat: Hetzkampagnen gegen 
Muslime haben in der Schweiz zum Mi-

Sitzblockaden verhinderten den Nazi-Auf-
marsch am 13. Februar 2009 in Dresden

Sabine Schiffer ist 
Mitherausgeberin 
von „Islamophobie 
und Antisemitismus 
-- ein Vergleich“, 
erschienen im 
Hwk-Verlag, 260 
Seiten, 24,90 Euro. 
  
Mehr zum Thema 
Islamophobie in 
der Broschüre 
„Block Fascism!“. 
Die Broschüre gibt 
es kostenfrei zum 
Download unter 
www.linke-sds.org   

Weiterlesen 

Aktuelle 
Informationen zu 
Anti-Nazi-Aktivitäten 
im Internet unter  
www.linke-sds.org  
 
Dort gibt es auch 
Plakate, Aufkleber 
und weitere Mate-
rialien zu bestellen.  
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10     Krise

Nach der Krise ist vor der Krise
Warum die Bundesregierung die Politik weiterführt, die in die Wirtschaftskrise geführt hat — 
und damit bereits die nächste Krise vorbereitet. Von Toni Garde 

V on der offiziellen Politik und in 
den Medien wird in den  letzten 
Monaten häufig suggeriert, dass 

die Krise politisch „im Griff“ sei – bei entspre-
chenden Maßnahmen ein kontrollierbares 
Phänomen. Wirtschaftsforschungsinstitute 
legen nahe, dass wir keine tiefgreifende Kri-
se erleben, sondern nur eine Rezession, also 
einen wirtschaftlichen Abschwung, dem 
schon bald der nächste Aufschwung folgen 
werde. 
Tatsächlich wird das Krisenmanagement 
genutzt, um die neoliberale Politik zu ver-
schärfen, die in die Krise geführt hat: Durch 
Lohnsenkungen und Privatisierungen wurde 
der gesellschaftliche Reichtum in den letzten 
Jahrzehnten systematisch zu den Kapital- 
und Vermögensbesitzern umverteilt. Erst auf 
dieser Grundlage konnten Vermögenskon-
zentration und Spekulationsblasen auf den 
internationalen Finanzmärkten entstehen. 

Mit der „Bankenrettung“ im Herbst 2008 
wurde die Umverteilung von unten nach 
oben radikalisiert: Die Finanzmärkte 
wurden durch eine umfassende Garantie 
der „Vermögenswerte“ vorerst stabilisiert. 
Die Banken konnten so ihre Verluste mit 
Staatshilfe auf die Gesellschaft abwälzen. 
Durch die milliardenschweren Garantien der 

Ansprüche der Anleger eignen sich Banken 
und Vermögensbesitzer faktisch große Teile 
der Staatshaushalte an. Die Kosten der Krise 
werden denjenigen aufgebürdet, die sie 
nicht verursacht haben: Beschäftigte, Er-
werbslose, Jugendliche und Rentner zahlen 
durch Entlassungen, sinkende Einkommen 
und Kürzungen bei staatlichen Leistungen.
Von der Sachzwang-Logik der leeren Kassen 
– jahrelang Vorwand für Abbau von Sozi-
alstaat und für Privatisierung – war nichts 

zu hören, als die Milliardenhilfen fürs das 
Finanzsystem mobilisiert wurden. Jetzt soll 
diese Logik neu aktiviert werden: Anfang 
2009 wurde von der großen Koalition die 
sogenannte „Schuldenbremse“ ins Grundge-
setz geschrieben, mit der die Bundesregie-
rung ab 2011 dazu „gezwungen“ ist, bis 2016 
jedes Jahr die Staatsausgaben um jeweils 10 
Milliarden Euro zu senken. Finanzminister 
Wolfgang Schäuble (CDU) wetzt bereits die 
Messer: „Wir werden die Bürger auf Kürzun-
gen vorbereiten müssen.“
Vor allem im Gesundheitssystem sind 
Angriffe zu erwarten. Mit der geplanten Ge-
sundheitsreform sollen Leistungen gekürzt  
und der Gesundheits- und Pflegesektor 
weiter privatisiert werden. Die Zwei-Klassen-
medizin wird ausgebaut – nicht Solidarität, 

angeblich zu hohe Sozialleistungen werden 
zum Problem erklärt.
Die „Wirtschafts- und Finanzkrise“ hat aber 
auch einige Gewissheiten des Neoliberalis-
mus zusammenbrechen lassen und Räume 
für Kapitalismuskritik eröffnet. Die neolibe-
rale Ideologie der Effizienz der Märkte, der 
Deregulierung, Privatisierung und die an 
den Markt gekoppelten Freiheitsverspre-
chen blamieren sich für alle sichtbar vor 
der Wirklichkeit. Es geht darum, die Risse 
in der neoliberalen Hegemonie auszuweiten 
und entstehende Spielräume zu nutzen, um 
wirkliche Veränderungen anstelle des der-
zeitigen Krisenmanagements durchzusetzen. 
Nur ein breites gesellschaftliches Bündnis 
der unterschiedlichen linken Kräfte und 
Bewegungen wird in der Lage sein, dem 
„Krisenkapitalismus“ die Stirn zu bieten und 
den Einstieg in demokratische, solidarische 
Gesellschaftsformen jenseits von Kapital 
und Profit zu erkämpfen. 
Für den 12. Juni ruft das Bündnis „Wir zah-
len nicht für eure Krise“ zu bundesweiten 
Demonstrationen in Berlin und Stuttgart auf. 
Die zeitliche Nähe zur Aktionswoche des 
Bildungsstreiks vom 7.-11. Juni bietet die 
Möglichkeit, ein gemeinsames Zeichen der 
gesellschaftlichen Opposition zu setzen. 

Toni Garde ist aktiv in der Gruppe Soziale 
Kämpfe Berlin. Mehr unter: www.gruppe-
soziale-kaempfe.org.
Mehr Informationen zu den Protesten am 
12. Juni auf www.kapitalismuskrise.org

sondern der Geldbeutel entscheidet über die 
Qualität der Behandlung.
Radikale Kürzungen drohen auch in den 
Kommunen: Die kommunale Finanzkrise 
führt in vielen Städten schon jetzt zu Kür-
zungen bei Sozialausgaben, Bildung und 
Kulturförderung, die öffentliche Infrastruk-
tur wird zu Lasten der Bürger weiter zerstört 
und privatisiert.
Bei zugespitzten Verteilungskonflikten 
wird auch der Ton schärfer – nationalisti-
sche, rassistische und wohlstandschauvi-
nistische Antworten auf die Krise nehmen 
zu. Die Beschimpfungen gegen Arme und 
sozial Schwache sind die ideologische 
Begleitung zum Angriff auf die Sozialsyste-
me: Die Betroffenen sollen gegeneinander 
ausgespielt und zu weiterer Entsolidarisie-
rung getrieben werden. In einem Beitrag 
für die Tageszeitung "Die Welt" mobilisiert 
Außenminister Guido Westerwelle (FDP) 

die Ressentiments derjenigen, die (noch) 
Arbeit haben, gegen die Bezieher von 
Hartz-IV: „Wer kellnert, verheiratet ist und 
zwei Kinder hat, bekommt im Schnitt 109 
Euro weniger im Monat, als wenn er oder 
sie Hartz IV bezöge.“ Dieser „anstrengungs-
lose Wohlstand“ fördere „spätrömische 
Dekadenz“. Nicht Niedriglöhne, sondern 

Beschimpfung von 
Armen begleitet den Angriff 
auf Sozialsysteme

Mit der Bankenrettung hat 
eine gigantische
Umverteilung stattgefunden

Nun soll die Bevölkerung 
auf Kürzungen vorbereitet 
werden

Auch Benjamin Franklin kriegt die Krise



R osa Luxemburg -  „menschliches 
Gesicht des Sozialismus”, Vorbild 
der 68er-Generation, Kriegsgeg-

nerin, Linksintellektuelle und Frauenrecht-
lerin. Luxemburg, die Revolutionärin aus 
dem 19. Jahrhundert, ist zum neuzeitlichen 
Mythos geworden - irgendwo zwischen 
Che-Guevara-Pop-Kultur und dem Schei-
tern der Sowjetrepublik. 
Rosa Luxemburg teilt das Schicksal der 
meisten linken Ikonen. Vielen ist sie 
bekannt, aber wenige kennen sie. Der 
Science-Fiction-Autor und Journalist Diet-
mar Dath widmet ihr jetzt eine Biographie 
mit der ehrgeizigen Zielsetzung, ihr Leben, 
Werk und Wirken in 145 Seiten zu verpa-
cken. Er zeigt sie als Revolutionärin, die 

sich mit nichts weniger zufrieden geben 
wollte als einer demokratischen Gesell-
schaft jenseits des Kapitalismus. 
1898, mit 27 Jahren, zog es Rosa Luxem-
burg nach Berlin zur SPD, dem Zentrum 

der internationalen Arbeiterbewegung. 
Im Gefolge eines relativ langen Wirt-
schaftsaufschwungs konnten sich die 
Lohnabhängigen einige Verbesserungen 
erkämpfen. Eine wachsende Strömung der 
Partei stellte daher in Frage, dass man den 
Kapitalismus noch revolutionär überwin-
den müsse.
Dietmar Dath führt in diesen Schlagab-
tausch mit einer frischen Sprache ein. Er 
stellt ihr Eduard Bernstein, Vertreter eines 
„Marxismus light“ gegenüber. Bernsteins 
Argument, dass der Kapitalismus seine 
Krisenanfälligkeit überwunden habe, füll-
te bis 2008 auch die Wirtschaftsteile. 
Luxemburg hielt konsequent gegen 
seine These. Sie vertrat die Meinung, 
dass der Kapitalismus periodisch Krisen 
erzeugt, um seine ständig entstehenden 
Ungleichgewichte auszugleichen. Alle Ent-
schärfungsgründe die Bernstein nennt, wie 
Kredite oder Aktien, schaffen nur tiefere 
Krisen. 
Trotz alledem, obwohl die nächste Krise 
gewiss ist, will sie einen entschlossenen 
Kampf um Reformen führen. Er verbessert 
erst die Lebens- und Kampfbedingungen. 
Luxemburg widerspricht allen Verelen-

schlagung der Revolution 1918/19.
In der heutigen Linken wird Luxemburg 
oft dem russischen Revolutionär Lenin 
gegenüber gestellt. Dath wird dafür kri-
tisiert, dass er stattdessen auf die vielen 
Gemeinsamkeiten verweist. Wer sich 
dazu eine Meinung bilden will, sollte zu 
Ulla Pleners neuer Studie „Lenin und 
Luxemburg. Gemeinsamkeiten und 
Kontroversen“ greifen. Mit ihrer genauen 
Kenntnis von Originaltexten zeigt sie, wie 
für beide Sozialismus gleichbedeutend war 
mit radikaler Massendemokratie in allen 
Lebensbereichen. 
Damit gleicht Plener das aus, was bei Dath 
zu wenig beleuchtet wird. Was meinte 
Luxemburg eigentlich mit Revolution? 
Wie stellte sie sich eine demokratische 
Selbstverwaltung vor?  
Auch heute bleibt die Debatte um Reform 
und Revolution immer noch aktuell. Die 
Krise ist wieder da, und politische Antwor-
ten sind notwendig, die helfen, sowohl die 
Kämpfe im Hier und Jetzt zu führen, als 
auch eine Perspektive zur Überwindung 
des Kapitalismus zu entwickeln. 
Win Windisch ist aktiv in Die Linke.SDS. May 
Naomi Blank ist Redakteurin der critica.

dungstheorien, wonach die Krise automa-
tisch zu mehr Widerstand führen würde. 
Viel entscheidender sind für sie Be-
wusstsein, Selbstvertrauen und Organi-
sationsstrukturen der Bewegung. Eine 
andere Gesellschaft, in der Menschen sich 
selber demokratisch organisieren, anstatt 
organisiert zu werden, kann man nicht 
von heute auf morgen durch eine kluge 
Parteiführung umsetzen. Der Schlüssel ist 

für sie nicht die passive Befreiung durch 
eine aufgeklärte Minderheit, sondern die 
Selbstaktivität der Lohnabhängigen und 
Benachteiligten. Reformkämpfe sind für 
Luxemburg die Schule für den Kampf um 
die Revolution. 
Dath beschreibt Luxemburgs weiteren 
Weg, den er unter „siegreiche Nieder-
lagen“ stellt. Argumentativ hat sie 
recht, real handeln SPD und Arbeiter-
bewegung entgegengesetzt. Er endet mit 
ihrer Ermordung während der Nieder-

Luxemburg wollte eine  
demokratische Gesellschaft 
jenseits des Kapitalismus

Der Schlüssel war für 
Luxemburg die Selbstaktivität 
der Menschen
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Rosa reloaded 
Science-Fiction Autor Dietmar Dath zeigt mit einer neuen Biographie, dass Rosa Luxemburg 
in der heutigen Krise hochaktuell ist. Von May Naomi Blank und Win Windisch  
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Andreas Fisahn:

Die Demokratie entfesseln,

nicht die Märkte – Argumente

für eine postkapitalistische

Wirtschaft und Gesellschaft

Broschur | 263 Seiten | 16,90 Euro

Andreas Fisahn, Professor für Öf-

fentliches Recht an der Universität

Bielefeld, nimmt die Verheißungen

der Demokratie beim Wort: Das

Versprechen, kollektiv selbst zu

entscheiden, wie wir leben wollen. Dem Diktat einer globalen

Logik des Profits, dem »business as usual«, setzt er neue For-

men der Teilhabe entgegen und plädiert für eine demokratische

Wirtschaft und Gesellschaft jenseits des Kapitalismus.

Georg Fülberth:

Sozialismus

Pocketformat  | 111 S. | 9,90 Euro

Georg Fülberth:

Kapitalismus

Pocketformat | 118 S. | 9,90 Euro

Nach einer Klärung dessen, was

Sozialismus sei, informiert dieser

Leitfaden kurz, aber dennoch prä-

zise über die Grundzüge der Ge-

schichte der sozialistischen Bewe-

gungen, des staatlich verfassten Sozialismus seit 1917 und von

Vergesellschaftungstendenzen im Kapitalismus selbst. Abschlie-

ßend geht es um die Zukunft des Sozialismus.

Um zu verstehen, was den Kapi-

talismus ausmacht, liefert diese

kompakte Einführung im ersten

Teil die notwendigen theoretischen

Grundlagen. Der Geschichte die-

ser Wirtschaftsweise gilt der zweite Teil, der vom Handels-

kapitalismus der frühen Neuzeit bis zum Neoliberalismus und

zur Krise der Gegenwart reicht.

Basiswissen – kompakt, prägnant und kritisch

Info 

 Dietmar Dath, „Rosa 
Luxemburg“, erschienen 
im Suhrkamp-Verlag, 160 
Seiten, 8,90 Euro

 Ulla Plener, „Rosa 
Luxemburg und Lenin 
– Gemeinsamkeiten und 
Kontroversen“, erschienen 
im Nora-Verlag, 304 
Seiten, 23,50 EuroAuch Benjamin Franklin kriegt die Krise



12     Klima

D er UN-Klimagipfel in Kopenha-
gen wurde von vielen Staatschefs 
als letzte historische Chance, den 

Klimawandel zu stoppen, bezeichnet – und 
ist komplett gescheitert. Das Klimanetz-
werk „Climate Justice Action“, dem du 
angehörst,  hat schon 15 Monate vorher er-
klärt, dass von Kopenhagen kein effektiver 
Klimaschutz ausgehen wird. Wieso habt ihr 
nicht auf den UN-Klimagipfel gehofft?
Wir haben nichts von der offiziellen 
Klimapolitik erwartet, weil auch die ver-
gangenen vierzehn UN-Klimagipfel  keinen 
effektiven Klimaschutz gebracht haben. 
Stattdessen wurden mit den Emissions-
märkten neue Finanzmärkte geschaffen, 
die von denselben Leuten designt wurden, 
die uns die Finanzkrise beschert haben. 
Von den CO2-Märkten sagt inzwischen 
selbst die Deutsche Bank, dass sie zwar als 
Profitquellen interessant sind, aber keine 
Emissionsreduzierung bringen. 
Bei den UN-Klimakonferenzen wird 
vor allem der Eindruck erweckt, dass 
Klimaschutz betrieben wird. Tatsächlich 
steigen die Emissionen auch seit dem 
Kyoto-Protokoll weiter an, und zwar immer 
schneller.

Wieso gelingt es der  internationalen 
Klimapolitik mit Konferenzen wie in 
Kopenhagen nicht, die CO2-Emissionen 
effektiv zu reduzieren?
In den Medien wird erzählt, dass wahlweise 
die Chinesen oder die US-Amerikaner für das 
Scheitern des Klimagipfels verantwortlich 
sind. Dabei wäre es eigentlich angesichts 
der Tatsache, dass die UN-Klimagipfel 15 
Jahre lang nichts gebracht haben, ein nahe-
liegender Schluss, dass das vielleicht nicht 
mit den Verhandlungspositionen einzelner 
Länder zusammenhängt, sondern dass es 
strukturelle Ursachen gibt. Der Anstieg der 
CO2-Emissionen ist eng mit dem kapitali-
stischen Wirtschaftswachstum verbunden. 

Wenn die Regierungen am Tisch sitzen 
und sagen, lasst uns mal Emissionen redu-
zieren, sagen sie eigentlich, lasst uns mal 
Wachstum reduzieren – das geht natürlich 
nicht. Das kann keine kapitalistische Re-
gierung sagen. 

Könnte Wirtschaftswachstum nicht 
auch in „grünen Märkten“ stattfinden? 
Für die Bundesregierung sind grüne In-
dustrien wie erneuerbare Energien die 
„Wachstumsmärkte der Zukunft“.  Von 
Investoren wurden diese Märkte nach 
dem New Economy-Boom zum „next big 
thing“ erklärt. 
Klar sind Investitionen in grüne Technolo-
gien sinnvoll. Das Problem ist: Solange das 
im Kapitalismus stattfindet, der notwen-
digerweise auf ökonomischer Expansion 
basiert, werden alle ökologischen Effizienz-
gewinne und CO2-Reduktionen durch das 
ökonomische Wachstum wieder aufgefres-
sen werden. Eine grüne Strukturwende wird 
nur dann den Klimawandel bekämpfen kön-
nen, wenn es gleichzeitig eine Abkehr von 
der Wachstumswirtschaft gibt. Historisch 
gab es nur zwei Fälle signifikanter Emissi-
onsreduzierungen: Der Zusammenbruch der 
wachstumsorientierten Staaten in Osteur-

opa und die globale Krise heute.  Es kann 
kein unendliches Wachstum auf einem 
endlichen Planeten geben. Notwendig sind 
grundlegende strukturelle Veränderungen.
Ein grundlegender Systemwechsel  
steht allerdings auf absehbarer Zeit 
nicht auf der Agenda. Da scheint es 
vielen sinnvoller, erst einmal bei sich 
selber anzufangen. Greenpeace hat 
etwa nach dem UN-Klimagipfel unter 
der Überschrift „Kopenhagen geschei-
tert – was nun?“ die Menschen aufge-
fordert: „Setzen Sie ein Zeichen und 
fangen Sie jetzt mit dem Klimaschutz 
an. Jeder Verbraucher hat die Macht, 
etwas zu verändern.“ Selbst wenn man 

Inzwischen sagt selbst die 
Deutsche Bank, dass der 
Emissionshandel nichts bringt

Klima-Aktivist Tadzio Müller erklärt im critica-Interview, wieso er auch von den nächsten 
UN-Klimagipfeln keine effektiven CO2-Reduktionen erwartet — und auf welche Alternativen er setzt 

„Klimapolitik wird weiter scheitern“ 

Tadzio Müller ist Pressesprecher 
von Climate Justice Action (CJA),
einem Netzwerk von Klima-Aktivisten 
und sozialen Bewegungen

Interview  

Internationale Klimapolitik in Zahlen 

Menschen wurden in 
Kopenhagen aufgrund 
des Verdachts „ordnungs-
widriger Abischten“ 
festgenommen.

1915 6°C
Temperaturanstieg 
prognostiziert eine 
OECD-Studie.  Selbst ein 
Anstieg um 2°C gilt als 
gefährlich. 

44%
Die weltweiten 
Emissionen sind seit dem 
Kyoto-Protokoll um 44 
Prozent angestiegen— 
schneller als zuvor. 

Im Kapitalismus werden 
umfassende CO2-Reduktionen 
nicht gelingen 
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„Klimapolitik wird weiter scheitern“ 

fliegen muss, kann man heute den CO2-
Ausstoss wieder ausgleichen.
Diese Offsets, mit denen man seinen CO2-
Ausstoss wieder ausgleichen kann, haben 
eine absurde Logik. Übertragen bedeutet 
das: Ich haue jemandem aufs Maul und 
gebe dann jemand anderem Geld, ihn zu 
streicheln. Das wird zu Recht als moderner 
Ablasshandel kritisiert. Abgesehen von der 
Offset-Problematik zeigt sich das Grund-
problem mit Konsumstrategien darin, dass, 
während sich in den letzten 40 Jahren das 
ökologische Bewusstsein entwickelt hat, 
gleichzeitig der CO2-Ausstoss massiv ange-
wachsen ist. Offensichtlich gibt es keinen 
Zusammenhang zwischen individueller Be-

wusstseinsbildung und Verhaltensänderung 
einerseits und strukturellen Veränderungen 
bzw. Emissionsreduktionen andererseits. 
Das hängt damit zusammen, dass man von 
Menschen nur begrenzt erwarten kann, dass 
sie aus eigenem moralischen Antrieb gegen 
ihre eigenen ökonomischen Interessen wie 
einen sicheren Job verstoßen.  Ich kann  von 
einem Pendler nicht erwarten, dass er nicht 
mehr zu  seinem Arbeitsplatz fährt, um den 
CO2-Ausstoss zu verringern.  Das geht nur, 
wenn sich grundlegend etwas ändert, zum 

44%

Protest beim UN-Klimagipfel in Kopenhagen. Auch auf absehbare 
Zeit wird es kein neues Klimaschutzabkommen geben  

Der renomierte Klimaforscher 
und Direktor des Insituts für 
Weltraumstudien der NASA, 
James Hansen, nennt Emissions-
handel einen „Temple of Doom“, 
einen Tempel des Todes. Wie der 
EU-Emissionshandel deutlich 
macht, ist der Emissionshandel die 
denkbar ineffizienteste Methode, 
CO2-Reduktionen zu erreichen: Der 
EU-Emissionshandel hat bislang 
zu praktisch keinen CO2-Reduk-
tionen geführt. Denn in der ersten 
Phase des EU-Emissionshandels 
wurden mehr  Emissionsberechti-
gungen zum Handeln verteilt als 
überhaupt Emissionen ausgestoßen 
wurden. Daran wird sich auch in 
der aktuellen Handelsphase nichts 
ändern. Bedingt durch die Krise ist 
der CO2-Ausstoss zurückgegangen, 
sodass die CO2-Begrenzungen des 
Emissionshandels „keine effektiven 
Begrenzungen“ mehr darstellen, 
wie eine neue Studie des Potsdam-
Instituts feststellt. Damit wird 
vom Emissionshandel auch in 
Zukunft kein Anreiz ausgehen, auf 
CO2-reduzierende Technologien 
umzustellen.
Tatsächlich hat der Emissions-
handel bislang ausgerechnet 
Milliardensubventionen für 

Emissionshandel 

Beispiel daran, wie das Verkehrswesen 
organisiert ist.  
Das Klimanetzwerk Climate Justice 
Action, dem du angehörst, setzt statt 
auf offizielle Klimaverhandlungen oder 
individuelle Konsumstrategien auf den 
Aufbau von sozialen Bewegungen und 
kollektiver Veränderung.  Angesichts der 
Dringlichkeit der Klimathematik scheint 
es vielen allerdings wenig aussichtsreich, 
durch Sitzblockaden und Demos die 
grundlegenden strukturellen Verände-
rungen zu erreichen, die notwendig sind, 
um den Klimawandel zu stoppen.
Bewegungen bestehen nicht nur aus Sitz-
blockaden und Demos. Klar sind Aktionen 
zivilen Ungehorsams ein Teil davon, aber 
soziale Bewegungen gehen darüber hinaus. 
Sie beziehen viel mehr Menschen mit ein, 
als sich tatsächlich an den Aktionen auf der 
Straße beteiligen. Es geht darum, zu gucken, 
wie können wir mit anderen Akteuren 
zusammen arbeiten, was für andere Insti-
tutionen können wir gebrauchen, was für 
andere Geschichten können wir erzählen, 
das heißt:  wie können wir Strategien ent-
wickeln, die grundsätzlich gesellschaftliche 
Kräfteverhältnisse verändern. Ich kann Pes-
simismus in dieser Situation gut verstehen. 
Aber ehrlich gesagt kann ich mir keine rea-
listischere Strategie vorstellen, die tatsäch-
lich dazu führen könnte, massive gerechte 
Emissionsreduktionen zu erreichen.
Interview: Jonas Rest

Ich kann von einem Pendler 
nicht erwarten, dass er nicht 
mehr zu seinem Job fährt

Kohlestromversorger bedeutet. 
RWE, E-ON und Co. haben CO2-
Zertifikate in Milliardenhöhe von 
der Bundesregierung geschenkt 
bekommen. Die „Kosten“ dieser 
CO2-Zertifikate haben sie trotzdem 
den Vebrauchern berechnet. Die 
Folge sind Milliardenprofite, 
die nun für Investitionen in 
neue Kohlekraftwerke genutzt 
werden. Derzeit sind allein 
in Deutschland dreißig neue 
Kohlekraftwerke im Bau oder 
in der Planung. Sie werden für Jahr-
zehnte für mehr CO2-Emissionen 
sorgen und eine Umstellung 
auf erneuerbare Energien 
verhindern. Bis 2012 werden noch 
einmal 35,5 Milliarden Euro dieser 
„Windfall-Profite“ für die deutschen 
Kohlestromversorger prognostiziert.
Die Ineffizienz des Emissionshan-
dels ist der Grund, wieso sich die 
Wirtschaft von Anfang an für 
dieses Mittel des Klimaschutzes 
eingesetzt hat. In der Etablierung 
des EU-Emissionshandels haben 
die Erdölkonzerne BP und Shell 
eine Schlüsselrolle gespielt. Der 
Emissionshandel ermöglicht 
es ihnen, so weiter zu machen 
wie bisher während gleichzeitig 
„Klimaschutz“ suggeriert wird.

Neben dem Emissionshandel 
wurden im Kyoto-Protokoll 
sogenannte „Offset-Mechanismen“ 
zum zentralen Instrument des Kli-
maschutzes gemacht. Dadurch wird 
es Industriestaaten ermöglicht, 
anstatt eigene CO2-Reduktionen 
vorzunehmen, Emissionsberech-
tigungen durch die Finanzierung 
von „emissionsreduzierenden“ 

Offset-Mechanismen 

Projekten in Entwicklungsländern 
zu erhalten. Dazu zählen auch 
„effizientere“ Kohlekraftwerke. 
RWE kann so etwa den Bau von 
Kohlekfraftwerken in China 
mitfinanzieren und erhält dadurch 
CO2-Zertifikate, die es benutzen 
kann, um neue Kohlekraftwerke 
hier zu bauen. Das Ergebnis: Die 
Emissionen steigen weltweit. 

Profite statt CO2-Reduktion
Wieso die zentralen Instrumente der Klimapolitik 
den Klimawandel nicht bekämpfen

Weiterlesen 

 Mehr zu Emissionshandel und 
Offset-Mechanismen in „Carbon 
Trading: What it is and why it 
fails“. Diese und weitere Publika-
tionen  kostenfrei zum Download 
unter www.linke-sds.org. 
 Ebenfalls zu empfehlen: „Das 
Klima neu denken“ vcn Achim 

Brunnengräber und anderen, 
erschienen im Verlag Westfälisches 
Dampfboot (24,90 Euro)
  Mehr zum Klimanetzwerk 
Climate Justice Action im 
Internet unter www.climate-justice-
action.org und unter: http://klima.
blogsport.de 

Protest gegen die Klimapolitik. Vom Emissionshandel 
profitieren vor allem Kohlestromproduzenten 
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14     Die Linke.SDS

Das erste Mal seit 1933 gibt es eine ge-
samtdeutsche Partei links von der SPD 
mit 78.000 Mitgliedern. Schlägt da nicht 
jedem Linken das Herz höher?
Jonas: Auch die GRÜNEN waren mal eine 
linke Partei. Doch spätestens mit der rot-
grünen Regierung ab 1998 war das vorbei. 
Deswegen sind viele Linke heute skeptisch 
gegenüber der Linkspartei. Allerdings hat 
sie neue Räume für Diskussionen geöffnet. 
Viele Themen kann man heute leichter auf 
der Straße diskutieren, weil die Linkspartei 
sie ins Fernsehen gebracht hat.
Oskar: DIE LINKE ist nützlich, weil sie die 
Bedürfnisse der Menschen in Worte fasst. 
Denn obwohl Schwarz-Gelb die letzte Wahl 
gewonnen hat, lehnen die meisten Men-
schen die Politik der Bundesregierung ab.
Trotzdem bleiben Merkel und Wester-
welle an der Regierung.
Oskar: Ja, aber DIE LINKE leistet einen 
wichtigen Beitrag, um diesen Widerspruch 
aufzuzeigen. Zum Beispiel unterstützen viele 
Menschen die Idee der Vergesellschaftung. 
DIE LINKE spricht darüber …
Jonas: … und das macht die Arbeit für 
alle Linken leichter: Wir stellen beispiels-

weise seit drei Jahren die Forderung nach 
Enteignung der Energiekonzerne in den 
Mittelpunkt unserer Klimapolitik. Nachdem 
jetzt auch die Linkspartei diese Forderung 
diskutiert, gibt das unserer Arbeit zusätzli-
che Legitimität.
DIE LINKE kann Themen bekannt 
machen. Aber kann sie auch die reale 
Politik verändern?
Oskar: Damit sich die Politik verändert, 
brauchen wir auch außerparlamentarische 
Bewegungen. Linke müssen auch außerpar-
lamentarisch aktiv werden und da ist die 
LINKE-Partei bestenfalls am Anfang.
Jonas: Die Linkspartei ist ein Ausdruck 
davon, dass die neoliberale Hegemonie 
Risse bekommen hat. Leider verharren die 
Bewegungen aber noch in Wartestellung.
Oskar: Du vergisst die Bewegung des 
Bildungsstreiks. Er ist im Wesentlichen 
eine soziale Bewegung mit der Botschaft: 
„Wir zahlen nicht für eure Krise“. Hinter 
den meisten Forderungen der Studierenden 
steckt die Forderung nach mehr Geld für 
bessere Bildung. Das ist eine sehr wichtige, 
lebendige Bewegung …
… die aber mit der LINKEN nichts zu 

tun hat.
Oskar: Doch. Sie kann zeigen, dass die Pro-
bleme der Studierenden dieselbe Ursache 
haben, wie die Probleme von Arbeitern oder 
Arbeitslosen. Streikende Studierende sollten 
zu den Ortsgruppen der LINKEN gehen und 
sie für gemeinsame Aktivitäten im Bildungs-
streik gewinnen.
Jonas: Genau das dürfen sie nicht tun! 
Bewegungen sollten sich unabhängig von 
jeder Parteien organisieren. Bewegungen 
dürfen nicht vereinnahmt werden.
Oskar: Ich bin nicht für eine Verschmelzung 
von Bewegung und Partei. Aber beides sollte 
Hand in Hand gehen. Ein gutes Beispiel war 
die Blockade der Nazi-Demonstration am 
13. Februar in Dresden. Als die Plakate 
des Antinazi-Bündnisses verboten worden, 

haben LINKE-Abgeordnete sie öffentlich auf-
gehängt und damit andere Antifaschisten 
vor der Polizei beschützt. Der Versuch der 
Kriminalisierung wurde umgekehrt in einen 
Mobilisierungsschub. Das Gleiche ist bei der 
Blockade selbst in Dresden passiert.
Wenn die politischen Bewegungen nicht 
in DIE LINKE kommen, soll dann DIE 
LINKE in die politischen Bewegungen?
Jonas: Auf jeden Fall! Viele Mitglieder sind 
schon in Bewegungen aktiv. Die Linkspartei 
sollte aber die Autonomie der Bewegungen 
respektieren, weil sie immer Gefahr läuft, 

Eine Partei als Chance? 
Innerhalb des Bildungsstreiks wird die Rolle von Parteien kontrovers diskutiert. 
Ein Streitgespräch über DIE LINKE zwischen Oskar Stolz und Jonas Fischer 

Aktivist von Die Linke.SDS beim Bildungsstreik. Der SDS ist der 
Studierendenverband der Partei DIE LINKE 
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der parlamentarischen Logik zu verfallen.
Ein warnendes Beispiel ist die Partito della 
Rifondazione Comunista (Partei der kommu-
nistischen Widergründung, die Redaktion) 
in Italien. Nach den Wahlen 2006 lastete 
ein riesiger Druck auf der PRC, sich an einer 
rot-rot-grün-gelben Regierung zu beteiligen, 
damit Silvio Berlusconi nicht Ministerpräsi-
dent bleibt. Das Ergebnis war, dass die PRC-
Abgeordneten dem Krieg in Afghanistan 
zugestimmt haben und sowohl die Partei als 
auch die außerparlamentarische Bewegung 
in eine tiefe Krise gerieten. Heute ist Berlus-
coni wieder Ministerpräsident.
Dürfen Linke nicht an die Regierung?
Oskar: An der Regierung geben linke Partei-
en viele Forderungen auf. Deshalb: Keine Re-
gierungsbeteiligung, sondern Klassenkampf. 

Der Sozialstaat ist in Deutschland unter 
Regierungen wie der von Kaiser Wilhelm I. 
oder Konrad Adenauer eingeführt worden.
Kann die Politik sich wirklich ändern, 
solange CDU und FDP regieren?
Jonas: An der Regierung setzen Linke nicht 
mehr durch als in der Opposition. Wenn 
sich die Perspektive einer Regierungsbe-
teiligung auftut, wird der Druck auch von 
den Wählern, die Versprechen umgesetzt 
sehen wollen, sehr groß sein. Dann kommt 
es darauf an, ob starke, unabhängige Bewe-
gungen beispielsweise gegen einen Verrat 

Oskar Stolz ist im Bundesvorstand von Die Linke.SDS, dem 
Studierendenverband von DIE LINKE

Jonas Fischer ist aktiv bei Avanti - Projekt undogmatische 
Linke. Mehr Infos unter www.avanti-projekt.de

Debatte  

Bewegungen sollten sich 
unabhängig von jeder 
Partei organisieren.“
Jonas Fischer

Bewegungen sollten sich 
in die Politik der LINKEN 
einmischen.“
Oskar Stolz
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AACHEN: FHTW Aachen, info@
linke-jugend.info  BAMBERG: 
Kontakt:  Arthur Murphy, sds–
bamberg@gmx.de, 0951 3019070 
 BERLIN FU: Kontakt: Ole 
Guinand, sds.fu@gmx.de, 01512 
9113696, www.sds-fu.de  BER-
LIN HU: Kontakt: Julia Dück, 
sds.dielinke–hu@web.de, 0176 
23932884, www.hu-berlin.linke-sds.
org  BIELEFELD: sdsbielefeld@
yahoo.de  BOCHUM: Kontakt: 
Fabian Arndt, arndt.fabian@yahoo.
de, 017621721396 BONN: 
Kontakt: Adriana, kontakt@die-
linke-sds-bonn.de, 0177 3073222 
BREMEN: Kontakt: Ahmed, 
ahmed.abed@dielinke-bremen 
BREITENBRUNN: Berufsaka-
demie Breitenbrunn, Kontakt: 
Martin Uhlig, zoroXXL@web.de, 
0174 8650709  DARMSTADT 
FH: Kontakt: Jens Liedtke, liedtke@
maldes.de, 0177 4286984   
DORTMUND: Linke Liste (asso-
ziiertes Mitglied), linkeliste@asta.
uni-dortmund.de  DRESDEN: 
Kontakt: Enrico Pfau E-Mail: info@
linke-hsg-dresden.de Telefon: 
01578 8491487 Homepage: www.
linke-hsg-dresden.de  DUIS-
BURG/ESSEN: Kontakt: Julian, 
julianben@arcor.de, 017623567777 
 EICHSTÄDT-INGOLSTADT: 
Katholische Universität Eichstädt-
Ingolstadt, Kontakt: Daniel Hasel-
steiner, haslsteiner@yahoo.de, 0170 
2390834  ERFURT: Kontakt: 
Robert Blättermann, robert_bl@
web.de, 0162 9515837  FRANK-
FURT/MAIN: Kontak: Lisa Deniz, 
lisadeniz@web.de, 0176 51195179, 
dielinke.sds-ffm.de  FRANK-
FURT/ODER: Kontakt: dielinke.
sds-viadrina@gmx.de, www.via-
drina.linke-sds.org  FREIBURG: 
Kontakt: Julia Meier, jtmeier@gmx.
de, 0179 9055512, sds.dielinke-
freiburg.de  GIESSEN: Kontakt: 
Christian Begass, sds.giessen@gmx.

de, 01782909791  GÖTTINGEN: 
Kontakt: Cathérine Gosse, cathe-
rine86@web.de, 0178 5232547  
GREIFSWALD: Kontakt: Claudia 
Sprengel, linke.sds.greifswald@
googlemail.com, www.greifswald.
linke-sds.org  HALLE: sds.mlu@
googlemail.com, sdsmlu.blogspot.
com
 HAMBURG: Uni Hamburg, DIE 
LINKE.SDS, Kontakt: Konstantin 
Braun, maybe5@gmx.de, dielin-
kesdsunihamburg.blogspot.com  
HAMBURG: Liste Links, Kontakt: 
Till Petersen, till_petersen@public.
uni-hamburg.de, 040 29890475  
HAMBURG BLS: Linke.SDS BLS 
Kontakt: Daniel Uhlig, die-linke-
bls@hotmail.de, www.die-linke-bls.
blogspot.com  HAMBURG HAW: 
Kontakt: Sabahattin Aras, arasa@
gmx.de, 0162 3656698  HANNO-
VER: info@dielinke-hsg-hannover, 
www.dielinke-sds-hannover.de 
 HEIDELBERG: Kontakt: Alex 
Malsch, sds@fsk.uni-heidelberg.
de, www.sds-heidelberg.de , 06221 
168174  JENA: Kontakt: Christi-
an Götze, christians_adresse@web.
de  KARLSRUHE: die-linke@
usta.de, www.uni-fuer-alle.de  
KASSEL: Kontakt: Sebastian Zintel, 
kontakt@linke-sds-kassel.de, 0176 
24671420, www.linke-sds-kassel.de 
 KÖLN: Kontakt: Jenny Nenoff, 
uni-koeln@die-linke.org, www.die-
linke.org/hsg-koeln, 01773061627 
 KONSTANZ: Mirco Kolarczik, 
Mirco.Kolarczik@uni-konstanz.de 
 LEIPZIG: Kontakt: Jana Werner, 
sds-leipzig@gmx.de, 0177 4929892 
www.linke-hsg-leipzig.de  LÜ-
NEBURG: Kontakt: Michel Pauly, 
michel.p@gmx.net, 04131 767311, 
0179 2567723  MAGDEBURG: 
info@sds-dielinke-lsa.de, www.
sds.dielinke-lsa.de  MAINZ: 
Kontakt: Sebastian Buhl, sds-
mainz@web.de  MANNHEIM: 
Kontakt: Felix Waldkirch, sds@

dielinke-ma.de, 0621 1540864 
 MARBURG: Kontakt: Jan 
Schalauske, jan.schalauske@
gmx.de, www.sds-marburg.de 
 MÖNCHENGLADBACH: 
(assoziiertes Mitglied) Kontakt: 
Hilmar Schulz, hilmar.schulz@
asta.hs-niederrhein.de, 0177 
4237968  MÜNCHEN: Kon-
takt: Daniel Wilke, daniel_wil-
ke@gmx.net, 0170 5910320  
MÜNSTER: Kontakt: Hannes 
Draeger, hannes-draeger@gmx.
de, 0176 21174818  NÜRN-
BERG/ERLANGEN: Kontakt: 
Ramona Tax, ramona.tax@web.
de, 0175 4776527  OLDEN-
BURG: Kontakt: Bahattin Aslan, 
bahattin_aslan@web.de  
OSNABRÜCK: Kontakt: Marcus 
Wiegand, wiegand.marcus@web.
de, 0178 8950513 PLAUEN: 
(FH Nordhessen) Kontakt: Jan 
Windisch, jan.windisch@gmx.de, 
0174 7143649  POTSDAM: 
Kontakt: Friederike Benda, frie-
derike.benda@googlemail.com, 
www.linke-sds.org/potsdam  
REGENSBURG: Kontakt: Sascha 
Collet, info@sds-regensburg.de, 
0179 7361226 ROSTOCK: 
kontakt@sds-rostock.de, www.
sds-rostock.de  SAARBRÜC-
KEN: Kontakt: Sebastian, sds.
saarbruecken@googlemail.com 
 STUTTGART: Kontakt: Mar-
tin Horsch, stuttgart@linke-hoch-
schulgruppe.de  TÜBINGEN: 
info@solid-sds.de, www.solid-sds.
de  WEDEL: Kontakt: Sven 
Dehmlow, sven@solid-hamburg.
de  WÜRZBURG: Kontakt: Ju-
lia Altenburger, sds-wuerzburg@
gmx.de, 0178 5975041, www.
sds-wuerzburg.de 

Weitere Kontakte unter Telefon: 
030 – 24009130 und im 
Internet unter:
www.linke–sds.org

Ich will...

 mich an Anti-Nazi-Aktivitäten beteiligen 
 mich an dem Bildungsstreik beteiligen 
 mehr Info über Die Linke.SDS bekommen
 bei Die Linke.SDS mitmachen

Vorname Name:

Straße, Nr.:

PLZ, Ort:

Hochschule / Bundesland:

E-Mail:

Telefon:

Einfach ausfüllen und abschicken an: Die Linke.SDS; Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin oder per Mail: info@linke-sds.org.  Fragen?  030-24009130

Gruppen vor Ort  

Die Linke.SDS gibt es auch an deiner 
Hochschule — hier die Kontakte vor Ort.
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MACH MIT BEI

in der Friedensfrage mobilisieren können.
Ist es überhaupt möglich, dass DIE LIN-
KE ihre Grundsätze behält — oder kom-
men Regierungbeteiligung und Verrat 
nahezu zwangsläufig?
Jonas: Es hängt davon ab, ob die Links-

partei mehr mit außerparlamentarischen 
Bewegungen zusammenarbeitet. Es gibt 
in und außerhalb der Partei Leute, die auf 
Bewegungspolitik setzen. Die müssen viel 
mehr miteinander reden. Was im Programm 
steht, ist nicht das Wichtigste. Entscheidend 
ist vielmehr: Kommt Druck von außen, 

keine faulen Kompromisse einzugehen, oder 
nicht?
Oskar: Druck durch soziale Bewegung kön-
nen wir uns wünschen, aber nicht darauf 
warten. DIE LINKE  diskutiert jetzt, ob in 
ihrem Programm ein Verbot steht, an der 

Regierung Sozialabbau zu betreiben, oder 
nicht. Wenn wir auf einen Massenstreik war-
ten, könnten wir eine Debatte verschlafen, 
die darüber entscheidet, ob DIE LINKE einen 
Massenstreik unterstützt oder behindert.
Jonas: Ich erlebe in Hamburg aber auch, 
dass sich viele gute Leute mit dem Eintritt 

in die Linkspartei aus den Bewegungen 
zurückgezogen haben. Wir haben oft 
Schwierigkeiten, Linkspartei-Vertretern 
zu finden, die kontinuierlich in außerpar-
lamentarischen Bündnissen mitarbeiten.
Wir müssen erreichen, dass sich Menschen 
in Bewegungen und darüber hinaus für 
ihre Interessen selbst organisieren. So 
schön es klingt, diese Aufgabe durch eine 
Parlaments-Partei überspringen zu können: 
Es wird nicht funktionieren.
Oskar: Einverstanden. Aber auch wenn 
Menschen beginnen, zu protestieren, stellt 
sich irgendwann die Frage: was dann? Jede 
Bewegung ist irgendwann zu Ende. DIE 
LINKE ist für viele Menschen das interes-
santeste politische Angebot, um sich lang-
fristig zu engagieren. Mit diesen Menschen 
möchte ich aktiv werden und ins Gespräch 
kommen. 
Interview: Hans Krause

SDS-Plakat auf Sitzblockade 

An der Regierung setzen 
Linke nicht mehr durch 
als in der Opposition.“
Jonas Fischer

DIE LINKE kann 
soziale Bewegungen 
unterstützen.“
Oskar Stolz
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Verhütete Gleichstellung 
50 Jahre nachdem mit der Pille eine sexuelle Revolution begann, haben alle Pharmakonzerne die Forschung an 
der „Pille für den Mann“ eingestellt. Dabei könnte sie schon längst auf dem Markt sein. Von Corinna Fischer  

S arah will die Pille absetzen. Sie 
fühlt sich „auf dem Hormonmix“ 
viel launischer, manchmal total 

niedergeschlagen und aufgedunsen. So 
kennt sie sich nicht. Ihr Freund Freddie 
ist nicht gerade amüsiert, findet Sex mit 
Kondom schlichtweg bescheuert. Natürlich 
würde er gerne helfen. „Aber für Männer 
gibt es eben keine Pille.“  
77 Prozent der Paare in Deutschland 
verhüten mit der Pille. Heute wird kein 
Präperat häufiger geschluckt, nämlich von 

etwa 7 Millionen Frauen in Deutschland 
und geschätzten 100 Millionen weltweit. 
Was heute zum Alltag gehört, galt 1960 als 
Wahrzeichen der sexuellen Revolution. Ein 
nahezu absolut sicheres Verhütungsmittel 
wie die Pille wurde – besonders von Frauen 
– Jahrtausende lang herbeigesehnt. Die Er-
findung der Antibaby- Pille schuf für sie die 
Möglichkeit sexueller Selbstbestimmung 
und ein Leben ohne ständige Angst vor dem 
positiven Schwangerschaftstest.
Doch wie jeder menschliche Eingriff in die 
Natur hat auch die Pille Vor- und Nachteile. 
Obwohl sie ständig getestet wurde und 
wird, sind Risiken und Nebenwirkungen 
sehr umstritten. Einige Studien schreiben 

der Pille erhöhte Risiken für Thrombose, 
Schlaganfall und Herzinfarkt zu. Sei es 
„Yasmin“, „Lovelle“ oder „Valette“ — auf jede 
Frau wirkt die Pille etwas anders.
Im Alltag müssen manche das Medikament 
absetzen, wenn ständige Kopfschmerzen, 
Migräne, Gewichtszunahme oder Depressi-
on plagen. Anderen tut sie wiederum gut, 
vermindert Menstruationsbeschwerden 
oder Stimmungsschwankungen. 
Das Grundproblem bleibt jedoch bestehen: 
Nur an der Frau liegt es, zu entscheiden, 
ob sie für sorglosen Sex einen künstlichen 
Eingriff an ihrem Körper hinnimmt. Denn 
obwohl medizinisch so ziemlich alles mög-
lich erscheint, ist die Antibabypille immer 
noch ein Einzelkind. 
Die Bayer Schering AG hat 2007 als letzter 
Pharmakonzern die Forschung an der Pille 
für den Mann eingestellt. Die Pharmaunter-
nehmen argumentieren, dass aufgrund der 
komplexen Spermienreifung die Entwick-

lung eines hormonellen Verhütungsmittels 
für Männer weitaus komplizierter sei.
Michael Zitzmann, der Leiter der klinischen 
Forschung des Instituts für Reprodukti-
onsmedizin in Münster, sieht das nicht so. 
Zitzmann ist überzeugt:  „Die Pille für den 

Mann könnte theoretisch längst auf dem 
Markt sein". 
Zitzmann forscht seit elf Jahren auf dem 
Gebiet. Er ist sicher, dass hormonelle Ver-
hütung  beim Mann ebenso  funktioniert 
wie bei der Frau. Nur hat die „Pille für den 
Mann“ bei den Pharmakonzernen bislang 
kein besonderes Interesse geweckt. Die 
Hormonforschung für Männer ist historisch 
auf Potenzstärkung ausgerichtet gewesen.
Doch für Sarah und Freddie gibt es nun Hoff-
nung. Michael Zitzmann forscht in Münster 

für die Weltgesundheitsorganisation weiter 
an der hormonellen Verhütung beim Mann. 
Und sucht noch einige Probanden. Eine 
Pille könnte Freddie allerdings noch nicht 

schlucken – beim männlichen Gegenstück 
wird bislang noch alle acht Wochen ein 
Testosteron-Mittel gespritzt. Auch an Testo-
steron-Gelen, die auf den Bauch aufgetragen 
werden, wird geforscht. Nebenwirkungen 
sind laut Zitzmann nicht zu befürchten, da 
nur so viel Testosteron gespritzt werde, wie 
der Mann auch selbst produzieren könne. 
Und Zitzmann beruhigt: „Sämtliche männ-
liche Funktionen bleiben erhalten, Libido 
und Erektionskraft, Muskelwachstum und 
Bartwuchs werden nicht beeinflusst.“ 
Wenn die Studien erfolgreich verlaufen 
könnte die „Pille für den  Mann“ ab 2013 
auf den Markt kommen. Ob es tatsächlich 
so kommt, kann Michael Zitzmann nicht 
versprechen. Das hängt letztlich von den 
Pharmakonzernen ab.  Aber sich als Pro-
band melden, das könnte  Freddie schon.

Corinna Fischer studiert Medizin in Köln 
und ist Redakteurin der critica.

Nur an der Frau liegt es, zu 
entscheiden, ob sie einen 
künstlichen Eingriff hinnimmt

Heute wird kein 
Präperat häufiger geschluckt 
als die Pille

Frühestens 2013 könnte 
die „Pille für den Mann“ auf 
den Markt kommen

So funktioniert die „Pille für den Mann“ 

Bei der Pille für den Mann 
wird – wie bei der Frau – 
der hormonelle Regelkreis 
unterbrochen. Die von 
der Hirnanhangsdrüse 
produzierten Hormone 
Testosteron und Androgen 

werden unterdrückt, 
sodass keine Spermien 
mehr gebildet werden 
können. Der körpereigene 
Mangel an männlichen 
Hormonen wird durch 
einen künstlichen 

Ersatz per Spritze wieder 
aufgefüllt. 
Derzeit führt das Institut 
für Reproduktionsmedizin 
in Münster eine Studie 
durch. Mehr Info unter: 
www.repro.klinikum.

critica  Semesterzeitung von Die Linke.SDS  Ausgabe Nr. 4 / 2010  Mehr im Internet unter: www.linke–sds.org


